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MUSEUMSSTREIT  Die Pläne von 
Stadt und Sturzenegger-Stiftung 
für das Museum zu Allerheiligen 
hatten einen Sturm der Kritik aus-
gelöst. Insbesondere Vertreter der 
«Museumsnahen Vereine» (wie 
Museumsverein, Kunstverein. 
und Gesellschaft für Archäologie) 
waren empört, kritisierten eine 
im vergangenen Sommer präsen-
tierte Machbarkeitsstudie scharf 
und öffentlich und nahmen mit 
deutlichen Worten an einer Ver-
nehmlassung teil (siehe AZ vom 
18. November 2021).

Inzwischen haben die Ver-
antwortlichen von Stadt und Mu-
seum die Vernehmlassungsant-
worten ausgewertet und gestern 
Mittwoch ihre Schlüsse präsen-
tiert. Der Tenor: Noch sehr wenig 
ist fix, und es soll viel Mitsprache-
möglichkeit geben.

Rund zwei Drittel der Ver-
nehmlassungsteilnehmer hätten 
die Machbarkeitsstudie grund-
sätzlich begrüsst, betonte Stadt-
rat Daniel Preisig und stellte die 
anhaltende Kritik als «einzelne, 
laute Stimmen» dar. Dass die 
Vernehmlassung in der Summe 
einigermassen positiv ausging, 
liegt unter anderem daran, dass 
sich Player geäussert haben, die 

bislang stumm waren, darunter 
sechs Parteien.

An der teilweise grundlegen-
den Opposition einiger Vereine 
und museumsnaher Personen 
ändert dies jedoch nichts. Kern-
elemente der Machbarkeitsstudie 
– wie der grosse Willkommensbe-
reich mit zwei Eingängen, die Ver-
legung der Archäologie – bleiben 
hoch umstritten.

In Reaktion auf diese Kritik 
schalten die Verantwortlichen 
einen Gang zurück und mach-
ten gestern Mittwoch klar, die 
Machbarkeitsstudie habe nur 
eine von mehreren denkbaren 
Optionen aufgezeigt. Stadtrat 
Raphaël Rohner erklärte, als 
Nächstes folge ein «partizipati-
ver Prozess» mit Einbezug der 
Vernehmlassungsteilnehmer.

Ziemlich fix sind laut Rohner 
nur zwei Punkte: Das Museum 
bleibt ein «Mehrspartenhaus», 
und die von einigen gewünschte 
Überdachung des Pfalzhofs wird 
nicht weiterverfolgt.

Mit anderen Worten: Wie 
das Projekt «Museum 2025+» 
sich gestalten wird, ist noch sehr 
offen. Selbst ob die Sturzeneg-
ger-Stiftung wie angekündigt 
zwei Drittel der Kosten über-

nimmt, ist noch nicht in Stein 
gemeisselt. 

Zwei aufsehenerregende 
Neuigkeiten gab es gestern den-
noch. Erstens eröffnete Stiftungs-
ratspräsidentin Hortensia von 
Roda, die Sturzenegger-Stiftung 
ziehe sich aus dem Lenkungsaus-
schuss zurück, nachdem die Rolle 
der Stiftung – mit dem Verdacht 
«wer zahlt, befiehlt» – kritisiert 
wurde. Die Stiftung sehe sich als 
«Ermöglicherin im Hintergrund». 
Hortensia von Roda monierte 
auch, aktuell seien die «Voraus-

setzungen für eine erfolgreiche 
Umsetzung» noch nicht gegeben, 
und verwies insbesondere darauf, 
dass zentrale Personen kurz vor 
dem Pensionsalter stehen.

Start für eine sukzessive Über-
gabe des Projekts in jüngere Hän-
de soll eine neue Projektleitung 
sein. Denn, und das ist die zweite 
Neuigkeit: Der bisherige Projekt-
leiter Peter Kohler steht wegen 
einer neuen beruflichen Ausrich-
tung nicht mehr zur Verfügung, 
die Stadt hat die Suche nach einer 
Nachfolge gestartet.� mg.

Museum zu Allerheiligen: Die Stadt will kritische Stimmen einbeziehen

Gesucht: Mehrheitsfähige Lösung

Die Überdachung des Pfalzhofs ist vom Tisch.�   Peter Pfister

Was bleibt geheim?
TRANSPARENZ  Nachdem die 
AZ per Öffentlichkeitsprinzip 
Einsicht in Protokolle der kan-
tonsrätlichen Wahlvorberei-
tungskommission – inklusive 
Bewerbungsgespräche heutiger 
Richterinnen und Staatsanwälte 
– erlangt hatte, wurde es der Kom-
mission zu bunt: Man beschloss 
ganz einfach, die Gespräche nicht 
mehr zu protokollieren.

Allerdings ist diese Praxis 
nicht mit der Geschäftsordnung 
des Kantonsrats vereinbar, also il-

legal. Das weiss auch die Kommis-
sion, die deshalb einen Vorstoss 
ausgearbeitet hat: Neu soll in der 
Geschäftsordnung ausdrücklich 
stehen, dass Bewerbungsgesprä-
che nicht Teil des Protokolls sind. 
Ob diese Lösung jedoch mit der 
grundlegenden Protokollierungs-
pflicht und dem verfassungsge-
mässen Öffentlichkeitsprinzip 
vereinbar ist, bleibt fraglich.

Der Vorstoss wird am kom-
menden Montag im Kantonsrat 
behandelt.� mg.

Gaslobby: Kein Austritt
SH POWER  Der Verband der 
Schweizerischen Gasindustrie 
(VGS) lobbyiert für eine Energie-
zukunft mit Erdgas – mit Geld, das 
er unter anderem von SH Power 
als Mitgliederbeitrag von 60 000 
Franken jährlich erhält.

Daran störte sich Matthias 
Frick (AL, neu SP), der in einem 
Postulat «Greenwashing» anpran-
gerte und vorschlug, die städti-
schen Werke sollen sich nicht an 
Organisationen beteiligen, deren 
Aktivitäten den energiepoliti-

schen Zielen der Stadt entgegen-
stehen. Gas werde als Energieträ-
ger an Bedeutung verlieren und es 
sei nicht realistisch, Erdgas weit-
gehend durch synthetisches oder 
Biogas zu ersetzen, so Frick.

Dafür hatte die Mehrheit 
des Grossen Stadtrats aber kein 
Gehör: Nachdem Stadtpräsident 
Peter Neukomm auf die Dekar-
bonisierungsstrategie des VGS 
hingeweisen hatte, versenkte das 
Parlament Fricks Postulat mit 18 
zu 14 Stimmen.� mg.




